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Wappen Berlins und Brandenburgs
OberverwaltungsgeRICHT 

BERLIN-BRANDENBURG
Beschluss

	OVG 2 M 18.09
	

	VG 16 K 67.09 V  Berlin
	


In der Verwaltungsstreitsache

Klägerin und Beschwerdeführerin,

bevollmächtigt:

,

g e g e n

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Auswärtige Amt, Werderscher Markt 1, 10117 Berlin,

Beklagte,

beigeladen:

Kreis Düren, vertreten durch den Landrat, Rechts- und Ordnungsamt, 
Bismarckstraße 16/50, 52348 Düren,

hat der 2. Senat durch die Vorsitzende Richterin am Oberverwaltungsgericht Merz und die Richter am Oberverwaltungsgericht Hahn und Kohl am 
11. Januar 2010 beschlossen:
Die Beschwerde der Klägerin gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin vom 17. April 2009 wird zurückgewiesen.

Die Klägerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. Außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet.

G r ü n d e

Die Beschwerde der Klägerin gegen die erstinstanzliche Versagung von Prozesskostenhilfe hat keinen Erfolg. Die Annahme des Verwaltungsgerichts, dass die Klage keine hinreichende Aussicht auf Erfolg biete (§ 166 VwGO i.V.m. § 114 Abs. 1 ZPO), ist nicht zu beanstanden. Unabhängig davon, wie die Erfolgsaussichten der Klage hinsichtlich des von der Botschaft der Beklagten in Havanna im Remonstrationsbescheid vom 20. November 2008 angeführten Versagungsgrundes, es bestehe der Verdacht einer Scheinehe, zu beurteilen sind, hat die Klägerin jedenfalls deshalb keinen Anspruch auf die Erteilung des beantragten Visums, weil die Eheschließung nicht unmittelbar bevorsteht.

Die mögliche Rechtsgrundlage für die Erteilung des zum Zwecke der Eheschließung in Deutschland (bei anschließend beabsichtigtem Daueraufenthalt) beantragten Visums findet sich entweder, wie auch das Verwaltungsgericht angenommen hat, in § 6 Abs. 4 i.V.m. § 7 Abs. 1 Satz 3 AufenthG oder, wenn man davon ausgeht, hierfür genüge ein Besuchsvisum (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 17. Dezember 2009 – OVG 11 N 62.08 –, bei Juris), in § 6 Abs. 1 AufenthG. In beiden Fällen steht die Visumserteilung im Ermessen der Ausländerbehörde. Gründe für eine Ermessensreduzierung auf Null sind nicht erkennbar. Ein Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis lässt sich insbesondere nicht aus dem durch Art. 6 Abs. 1 GG gewährleisteten Schutz der Eheschließungsfreiheit ableiten, denn eine entsprechende aufenthaltsrechtliche „Vorwirkung“ des Grundrechtsschutzes setzt voraus, dass die Eheschließung unmittelbar bevorsteht, was regelmäßig durch einen zeitnahen Heiratstermin zu belegen ist (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 9. Februar 2007 – OVG 3 S 5.07 –, NVwZ-RR 2007, S. 634, zur Erteilung einer Duldung). Das Erfordernis eines konkreten zeitnahen Heiratstermins stellt insoweit nicht lediglich ein formales Kriterium dar, sondern trägt der Tatsache Rechnung, dass eine Eheschließung nur bei Vorliegen der im Gesetz aufgestellten und von den zuständigen Behörden zu prüfenden Voraussetzungen erfolgen kann (vgl. – ebenfalls zur Duldung – OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 10. September 2008 – OVG 12 S 109.08/ 12 M 90.08 –). Für die von der Klägerin beabsichtigte Eheschließung müssen dem Standesamt aber noch eine Reihe von Unterlagen vorgelegt werden. Insbesondere fehlt es an einem Ehefähigkeitszeugnis, nachdem das mit dem Visumsantrag vom 2. September 2008 eingereichte Ehefähigkeitszeugnis nur bis zum 11. Oktober 2008 gültig war. Bisher hat das Standesamt deshalb weder einen Heiratstermin bestimmt noch einen baldigen Heiratstermin auf sonstige Weise in Aussicht gestellt.
Die vorgetragenen Beschwerdegründe greifen demgegenüber nicht durch. Soweit die Klägerin geltend macht, das eingereichte Ehefähigkeitszeugnis sei noch gültig gewesen, die Beklagte habe aber die Bescheiderteilung verzögert, rechtfertigt dies schon deshalb keine andere Beurteilung, weil die Eheschließung, soweit dies dem bisherigen Sach- und Streitstand entnommen werden kann, bis zum Ablauf der Gültigkeit des Ehefähigkeitszeugnisses noch nicht beim Standesamt angemeldet war und deshalb auch damals noch nicht unmittelbar bevorstand. Davon abgesehen hat die Botschaft der Beklagten die Entscheidung über den Visumsantrag nicht unangemessen verzögert. Dass die Klägerin und ihr Verlobter wegen dessen Erkrankung die Anmeldung der Eheschließung nicht zügiger betreiben konnten, fällt in ihre Verantwortungssphäre. Für die postulierte anspruchserhaltende Wirkung der Krankheitszeiten fehlt jede rechtliche Grundlage. Im Übrigen lagen die Voraussetzungen für eine aufenthaltsrechtliche Vorwirkung des Art. 6 Abs. 1 GG, wie dargelegt, noch nicht vor. Soweit die Klägerin schließlich geltend macht, die Voraussetzungen für eine solche Vorwirkung dürften nicht zu eng ausgelegt werden, sondern seien jeweils unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls zu bestimmen, führt dies nicht daran vorbei, dass hier eine unmittelbar bevorstehende Eheschließung wegen des noch offenen Anmeldeverfahrens beim Standesamt und wegen des noch völlig ungewissen Heiratstermins nicht angenommen werden kann.

Auch mit einem auf Neubescheidung beschränkten Verpflichtungsbegehren hätte die Klage keine hinreichende Aussicht auf Erfolg. Zwar hatte die Botschaft der Beklagten im Remonstrationsbescheid vom 20. November 2008 irrtümlich angenommen, die Klägerin und ihr Ehemann seien bereits verheiratet, weshalb sie fälschlich von einer gebundenen Entscheidung ausging. Hieraus kann aber – auch wenn sich der von der Botschaft angeführte Versagungsgrund nicht bestätigen sollte – kein Neubescheidungsanspruch abgeleitet werden, nachdem sich die Beklagte nunmehr auch darauf beruft, dass die Eheschließung nicht unmittelbar bevorsteht.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO, § 127 Abs. 4 ZPO. Einer Streitwertfestsetzung bedarf es wegen der gesetzlich bestimmten Festgebühr nicht.
Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO).
Merz





Hahn




Kohl

Ko./na.
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